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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 17 FREITAG, DEN 24. APRIL 2009

Tag I n h a l t Seite

A r t i k e l  1

Das Hamburgische Verwaltungsverfahrensgesetz vom
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert am
6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404, 413), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In Teil III Abschnitt 1 wird hinter der Angabe zu § 42
folgende Angabe eingefügt:
„Genehmigungsfiktion  42a“.

b) Die Angaben zu Teil V Abschnitt 1a erhalten folgende
Fassung:

„Abschnitt 1a
Verfahren über eine einheitliche Stelle

Anwendbarkeit 71a 
Verfahren 71b
Informationspflichten 71c
Gegenseitige Unterstützung 71d
Elektronisches Verfahren 71e“.

2. § 14 Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen,
wenn sie entgegen § 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes
vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), geändert am

12. Juni 2008 (BGBl. I S. 1000, 1002), in der jeweils gelten-
den Fassung Rechtsdienstleistungen erbringen.“

3. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, bereits vor
Stellung eines Antrags mit dem zukünftigen Antrag-
steller, welche Nachweise und Unterlagen von ihm zu
erbringen sind und in welcher Weise das Verfahren
beschleunigt werden kann. Soweit es der Verfahrensbe-
schleunigung dient, soll sie dem Antragsteller nach Ein-
gang des Antrags unverzüglich Auskunft über die voraus-
sichtliche Verfahrensdauer und die Vollständigkeit der
Antragsunterlagen geben.“

4. § 41 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland
durch die Post übermittelt wird, gilt am dritten Tag nach
der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Ein Verwal-
tungsakt, der im Inland oder in das Ausland elektronisch
übermittelt wird, gilt am dritten Tag nach der Absendung
als bekannt gegeben. Dies gilt nicht, wenn der Verwal-
tungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zuge-
gangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des
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Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs nach-
zuweisen.“

5. Hinter § 42 wird folgender § 42a eingefügt:

„§ 42a

Genehmigungsfiktion

(1) Eine beantragte Genehmigung gilt nach Ablauf einer für
die Entscheidung festgelegten Frist als erteilt (Genehmi-
gungsfiktion), wenn dies durch Rechtsvorschrift angeord-
net und der Antrag hinreichend bestimmt ist. Die Vor-
schriften über die Bestandskraft von Verwaltungsakten und
über das Rechtsbehelfsverfahren gelten entsprechend.

(2) Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 beträgt drei Monate,
soweit durch Rechtsvorschrift nichts Abweichendes
bestimmt ist. Die Frist beginnt mit Eingang der vollständi-
gen Unterlagen. Sie kann einmal angemessen verlängert
werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegen-
heit gerechtfertigt ist. Die Fristverlängerung ist zu begrün-
den und rechtzeitig mitzuteilen.

(3) Auf Verlangen ist demjenigen, dem der Verwaltungsakt
nach § 41 Absatz 1 hätte bekannt gegeben werden müssen,
der Eintritt der Genehmigungsfiktion schriftlich zu be-
scheinigen.“

6. Teil V Abschnitt 1a erhält folgende Fassung:

„Abschnitt 1a
Verfahren über eine einheitliche Stelle

§ 71a
Anwendbarkeit

(1) Ist durch Rechtsvorschrift angeordnet, dass ein Verwal-
tungsverfahren über eine einheitliche Stelle abgewickelt
werden kann, so gelten die Vorschriften dieses Abschnitts
und, soweit sich aus ihnen nichts Abweichendes ergibt, die
übrigen Vorschriften dieses Gesetzes.

(2) Der zuständigen Behörde obliegen die Pflichten aus
§ 71b Absätze 3, 4 und 6, § 71c Absatz 2 und § 71e auch dann,
wenn sich der Antragsteller oder Anzeigepflichtige unmit-
telbar an die zuständige Behörde wendet.

§ 71b
Verfahren

(1) Die einheitliche Stelle nimmt Anzeigen, Anträge, Wil-
lenserklärungen und Unterlagen entgegen und leitet sie
unverzüglich an die zuständigen Behörden weiter.

(2) Anzeigen, Anträge, Willenserklärungen und Unterlagen
gelten am dritten Tag nach Eingang bei der einheitlichen
Stelle als bei der zuständigen Behörde eingegangen. Fristen
werden mit Eingang bei der einheitlichen Stelle gewahrt.

(3) Soll durch die Anzeige, den Antrag oder die Abgabe
einer Willenserklärung eine Frist in Lauf gesetzt werden,
innerhalb derer die zuständige Behörde tätig werden muss,
stellt die zuständige Behörde eine Empfangsbestätigung
aus. In der Empfangsbestätigung ist das Datum des Ein-
gangs bei der einheitlichen Stelle mitzuteilen und auf die
Frist, die Voraussetzungen für den Beginn des Fristlaufs
und auf eine an den Fristablauf geknüpfte Rechtsfolge sowie
auf die verfügbaren Rechtsbehelfe hinzuweisen.

(4) Ist die Anzeige oder der Antrag unvollständig, teilt die
zuständige Behörde unverzüglich mit, welche Unterlagen
nachzureichen sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis,
dass der Lauf der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der
vollständigen Unterlagen beginnt. Das Datum des Ein-
gangs der nachgereichten Unterlagen bei der einheitlichen
Stelle ist mitzuteilen.

(5) Soweit die einheitliche Stelle zur Verfahrensabwicklung
in Anspruch genommen wird, sollen Mitteilungen der
zuständigen Behörde an den Antragsteller oder Anzeige-
pflichtigen über sie weitergegeben werden. Verwaltungsakte
werden auf Verlangen desjenigen, an den sich der Verwal-
tungsakt richtet, von der zuständigen Behörde unmittelbar
bekannt gegeben.

(6) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der durch die Post in
das Ausland übermittelt wird, gilt einen Monat nach Auf-
gabe zur Post als bekannt gegeben. § 41 Absatz 2 Satz 3 gilt
entsprechend. Von dem Antragsteller oder Anzeigepflichti-
gen kann nicht nach § 15 verlangt werden, einen Empfangs-
bevollmächtigten zu bestellen.

§ 71c

Informationspflichten

(1) Die einheitliche Stelle erteilt auf Anfrage unverzüglich
Auskunft über die maßgeblichen Vorschriften, die zuständi-
gen Behörden, den Zugang zu den öffentlichen Registern
und Datenbanken, die zustehenden Verfahrensrechte und
die Einrichtungen, die den Antragsteller oder Anzeige-
pflichtigen bei der Aufnahme oder Ausübung seiner Tätig-
keit unterstützen. Sie teilt unverzüglich mit, wenn eine
Anfrage zu unbestimmt ist.

(2) Die zuständigen Behörden erteilen auf Anfrage unver-
züglich Auskunft über die maßgeblichen Vorschriften und
deren gewöhnliche Auslegung. Nach § 25 erforderliche
Anregungen und Auskünfte werden unverzüglich gegeben.

§ 71d

Gegenseitige Unterstützung

Die einheitliche Stelle und die zuständigen Behörden
wirken gemeinsam auf eine ordnungsgemäße und zügige
Verfahrensabwicklung hin; die Pflicht zur Unterstützung
besteht auch gegenüber einheitlichen Stellen oder sonstigen
Behörden des Bundes oder anderer Länder. Die zuständi-
gen Behörden stellen der einheitlichen Stelle insbesondere
die erforderlichen Informationen zum Verfahrensstand zur
Verfügung.

§ 71e

Elektronisches Verfahren

Das Verfahren nach diesem Abschnitt wird auf Verlangen in
elektronischer Form abgewickelt. § 3a Absatz 2 Sätze 2 und
3 und Absatz 3 bleibt unberührt.“

A r t i k e l  2

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt
(ABl. EU Nr. L 376 S. 36).

Ausgefertigt Hamburg, den 7. April 2009.

Der Senat
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(1) Das Landschaftsprogramm für die Freie und Hansestadt
Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Gel-
tungsbereich auf der Fläche des ehemaligen Allgemeinen
Krankenhauses Bergedorf südlich des Gojenbergswegs, west-
lich und nördlich der Justus-Brinkmann-Straße im Stadtteil
Bergedorf (L 17/06 – Bezirk Bergedorf, Ortsteil 603) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 14 l Absatz 2
Nummer 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung in der Fassung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1758, 2797),
zuletzt geändert am 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470), werden
beim Staatsarchiv zur kostenfreien Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zuständi-
gen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, werden sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Achtundachtzigste Änderung
des Landschaftsprogramms für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 7. April 2009

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 7. April 2009.

Der Senat

(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
nördlich der Holtenklinker Straße, östlich und westlich des
ehemaligen Allgemeinen Krankenhauses Bergedorf (F 04/07 –
Bezirk Bergedorf, Ortsteil 603) im vereinfachten Verfahren
nach § 13 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Dezember
2006 (BGBl. I S. 3316), geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächennut-
zungsplans und die ihm beigegebene Begründung werden beim
Staatsarchiv zur kostenfreien Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim örtlich zuständigen Bezirksamt vorhanden sind, wer-
den sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Flächennutzungsplans schriftlich
gegenüber der für die Erarbeitung des Flächennutzungs-
plans zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

Einhundertdritte Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 7. April 2009

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 7. April 2009.

Der Senat
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
zwischen Magdeburger Hafen, Brooktorhafen, Shanghaiallee
und Überseeallee sowie zwischen Magdeburger Hafen, südlich
Überseeallee/Versmannstraße, geplantem Lohsepark und Baa-
kenhafen im Stadtteil HafenCity (F 3/06 – Bezirk Hamburg-
Mitte, Ortsteile 103 und 104) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächennut-
zungsplans und die ihm beigegebene Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung nach § 6 Absatz 5 Satz 3 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2415), zuletzt geändert am 24. Dezember 2008 (BGBl. I
S. 3018, 3081), werden beim Staatsarchiv zur kostenfreien Ein-
sicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim ört-

lich zuständigen Bezirksamt vorhanden sind, werden sie
kostenfrei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Flächennutzungsplans schriftlich
gegenüber der für die Erarbeitung des Flächennutzungs-
plans zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

Einhundertvierte Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 7. April 2009

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg
vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird für den Geltungs-
bereich zwischen Magdeburger Hafen, Brooktorhafen, Shang-
haiallee und Überseeallee sowie zwischen Magdeburger Hafen,
südlich Überseeallee/Versmannstraße, geplantem Lohsepark
und Baakenhafen im Stadtteil HafenCity (L 3/06, A 3-06 –
Bezirk Hamburg-Mitte, Ortsteile 103 und 104) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht sowie die zusam-

menfassende Erklärung gemäß § 14 l Absatz 2 Nummer 2 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1758, 2797), zuletzt geändert
am 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986, 2998), werden beim
Staatsarchiv zur kostenfreien Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zuständi-
gen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, werden sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Neunundachtzigste Änderung
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 7. April 2009

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 7. April 2009.

Der Senat

Ausgefertigt Hamburg, den 7. April 2009.

Der Senat
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Siebte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die Zuständigkeit des Amtsgerichts Hamburg in Strafsachen
Vom 21. April 2009

Auf Grund von § 58 Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes in der Fassung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1079), zuletzt
geändert am 30. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2122, 2126), und
§ 126 Absatz 1 der Strafprozessordnung in der Fassung vom
7. April 1987 (BGBl. I S. 1075, 1319), zuletzt geändert am
31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2149, 2150), wird verordnet:

Die Verordnung über die Zuständigkeit des Amtsgerichts
Hamburg in Strafsachen vom 11. November 1975 (HmbGVBl.
S. 193), zuletzt geändert am 26. August 2002 (HmbGVBl.
S. 238), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
1.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
1.1.1 Die Absatzbezeichnung wird gestrichen.
1.1.2 Nummer 3 wird gestrichen.
1.1.3 Nummer 4 wird Nummer 3.
1.2 Absatz 2 wird aufgehoben.
2. § 5 wird aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 21. April 2009.
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages

zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein
über die Errichtung der „HSH Finanzfonds AöR“

als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
Vom 21. April 2009

Gemäß § 3 des Gesetzes zum Staatsvertrag zwischen der
Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-
Holstein über die Errichtung der „HSH Finanzfonds AöR“ als
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts vom 7. April 2009
(HmbGVBl. S. 95) wird bekannt gemacht, dass der Staatsver-
trag nach seinem § 20 am 22. April 2009 in Kraft tritt.

Hamburg, den 21. April 2009.

Die Senatskanzlei


